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Drucksache 2339 


Der Bundesminister 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

II A 2a ~ 2090 - 794/60 Bonn, den 17. Dezember 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Verbesserung des landwirtschaftlichen Ausbildungs- 
wesens und der Wirtschaftsberatung in der Bundes- 
republik 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Hackethal und Ge- 
nossen 

— Drucksache 2263 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister für Wirtschaft wie folgt: 

Ein möglichst hoher Stand des landwirtschaftlichen Ausbil- 
dungswesens und wirksame Beratungseinrichtungen sind für 
die Steigerung der Leistungskraft der deutschen Landwirtschaft 
und die Sidierstellung der Ernährung des deutschen Volkes 
unerläßlich. Artikel 74 Nr. 17 GG legt hierbei dem Bund im 
Rahmen der konkurrierenden Gesetzgebung Verpflichtungen 
auf. 

Zu 1. 

Für die beruflidie Aus- und Weiterbildung des landwirtschaft- 
lichen Nachwuchses wurden seit dem Tätigwerden der Bundes- 
regierung im Rahmen des ordentlichen Haushaltes des Bundes- 
ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und 
im Vollzug des Landwirtschaftsgesetzes aus den Mitteln des 
Grünen Planes rd, 50 Millionen DM zur Verfügung gestellt. 
Hiervon kamen zur Verwendung 20 Millionen DM für den 
Ausbau des landwirtschaftlichen Fachschulnetzes, 10 Millionen 
DM für Ausbildungsbeihilfen an den landwirtschaftlichen Nach- 
wuchs einschließlich der Landarbeiter, 8 Millionen DM für den 
Landjugendberatungsdienst, 7 Millionen DM für den Ausbau 
der ländlichen Heimvolkshodmchulen und rd. 5 Millionen DM 
für den Berufswettkampf der deutschen Landjugend, den in- 
ternationalen Praktikantenaustausch, die Erwachsenenbildung 
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auf dem Lande sowie die beruflich-fachliche Bildungsarbeit 
der Landjugendorganisationen. In diesem Rahmen sind ferner 
die aus dem Bundesjugendplan zur Verfügung gestellten Mit- 
tel für die allgemeinen und politischen Bildungsaufgaben im 
ländlichen Bereich zu erwähnen. Der hierdurch erreichte Wir- 
kungsgrad läßt sich in Zahlen nicht ausdrücken. In vielen Fäl- 
len haben die Hilfen des Bundes dazu geführt, daß auch in 
den Länderhaushalten entsprechende ergänzende Mittel bereit- 
gestellt wurden. So gelang es z. B. in gemeinsamen Bemühungen, 
seit dem Jahre 1950 mehr als 200 landwirtschaftliche Fach- 
schulen (von insgesamt 523) anstelle veralteter Einrichtungen 
neu zu erstellen oder auszubauen. Mit Hilfe des Bundes wurde 
vor 10 Jahren der Landjugendberatungsdienst neu eingerichtet, 
der mit seiner fachlichen Bildungsarbeit die Tätigkeit der Land- 
jugendorganisationen unterstützt und das in den landwirt- 
schaftlichen Berufs- und Fachschulen vermittelte Wissen durch 
praktische Vorhaben und Wettbewerbe untermauert. 

Die ergriffenen Maßnahmen reichen jedoch, so wirkungsvoll 
sie im einzelnen sein mögen, im Hinblick auf die dem Berufs- 
stand bevorstehenden geistigen und wirtschaftlichen Ausein- 
andersetzungen kaum aus. Um den Anforderungen der Zeit 
voll gewachsen zu sein, müssen sowohl die praktische Berufs- 
ausbildung als auch das landwirtschaftliche Schulwesen in allen 
Stufen weiter verbessert und den übrigen diesbezüglichen Ein- 
richtungen gleichgestellt sowie insbesondere auch die fachliche 
Weiterbildung verstärkt werden. 

Die Bundesregierung ist allerdings davon überzeugt, daß jede 
Staatshilfe ohne nachhaltigen Erfolg bleiben wird, wenn sich 
nicht der Berufsstand selbst mit aller Kraft für die berufliche 
Aus- und Weiterbildung seines Nachwuchses einsetzt. 

Zu 2. 

Die Ausbildung des landwirtschaftlichen Nachwuchses in der 
Praxis und den Schuleinriditungen ist Hoheitsaufgabe der 
Länder. Nicht einheitlich geregelt ist dort die Zuständigkeits- 
verteilung, was zu Unterschieden in der Ausbildung führt. Für 
die Freizügigkeit der Schüler, vor allem aber der landwirt- 
schaftlichen Lehr- und Beratungskräfte, ist dies von Nachteil. 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten vermag auf die unterschiedlichen Länder- und Ver- 
waltungszuständigkeiten nicht unmittelbar Einfluß zu nehmen. 
Es bemüht sich durch Zusammenarbeit mit allen für die fachliche 
Aus- und Weiterbildung des landwirtschaftlichen Nachwuchses 
in Frage kommenden Stellen um eine Koordinierung der Aus- 
bildungsordnungen. Dank diesen Bemühungen ist es beispiels- 
weise gelungen, gemeinsame Richtlinien für die praktische 
Ausbildung zum Landwirt und Landwirtschaftsmeister zu verein- 
baren und im Ministerialblatt des Bundesministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten vom 6. November 1959 
zu veröffentlichen. 
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Zu 3. 

Die Anstrengungen der westeuropäischen Staaten auf dem 
Gebiete des landwirtschaftlichen Ausbildungs- und Beratungswe- 
sens sind bekannt und werden aufmerksam beobachtet. Sie finden 
u. a. ihren Niederschlag in den finanziellen Aufwendungen dieser 
Länder. Nach dem zweiten Bericht des Ministerausschusses für 
Landwirtsdiaft und Ernährung des Europäischen Wirtschafts- 
rates, veröffentlicht im September 1958, steht die Bundesregie- 
rung hinsichtlich der Aufwendungen für Ausbildung, Beratung 
und Forschung unter den westeuropäischen Staaten hinter 
Dänemark, Belgien, Holland und Schweden an fünfter Stelle. 
Dazu kommt, daß in einem Teil der westeuropäischen Staaten 
das gesamte landwirtschaftliche Ausbildungswesen in der Hand 
des Landwirtschaftsressorts liegt, womit gegenüber der Bundes- 
republik allein vom rein organisatorischen Standpunkt aus eine 
gewisse Überlegenheit gegeben ist. 

Mit an der Spitze der europäisdien Staaten dürfte die Bundes- 
republik auf dem Gebiete der Wirtschaftsberatung stehen. 
Damit diese die Aufgaben erfüllen kann, die ihr im Zuge der 
Rationalisierung der landwirtschaftlichen Betriebe und der 
Verbesserung der Arbeitsproduktivität der in der Landwirt- 
schaft tätigen Menschen gestellt sind, wendet die Bundesregierung 
jährlich einen Betrag von mehr als 15 Millionen DM auf. 

Auf Grund des Artikels 41 des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, der die landwirtschaft- 
liche Berufsausbildung als Voraussetzung für eine erfolgreiche 
Agrarpolitik herausstellt, versucht das Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten durch Zusammenarbeit 
mit den Bundesländern das landwirtschaftliche Ausbildiings- 
und Beratungswesen weiter zu verbessern und es durch tätige 
Mitarbeit bei den internationalen Organisationen der allge- 
meinen Entwicklung anzupassen. Die Bundesregierung ist be- 
strebt, die zur Förderung des landwirtschaftlichen Ausbildungs- 
und Beratungswesens notwendigen Maßnahmen konsequent 
weiterzuführen. Wie bei aller Erziehungs- und Bildungsarbeit 
lassen sich aber Erfolge nur auf lange Sicht durch beharrliches 
Verfolgen der gesteckten Ziele erreichen. 


In Vertretung 

Dr. Sonnemann 
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